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Donnerstag, 27. Januar 2022

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

AuchBasellandwillneueÖlheizungenverbieten
Regierung plant 19Klimamassnahmen. ImGegensatz zu Basel-Stadt haben bestehendeHeizungen kein Ablaufdatum.

Kelly Spielmann

Seit 2017 ist das neue Energie-
gesetz im Kanton Baselland in
Kraft. Dieser verpflichtet den
Regierungsrat, regelmässigeBe-
richte zum Stand der Ziele zu
verfassen. Nun steht der erste
solcheEnergieplanungsbericht.
Der Baselbieter Bau- und Um-
weltschutzdirektor Isaac Reber
(Grüne) stellte ihnander gestri-
gen Medienkonferenz im Lies-
taler Landratsaal vor. «Wir dür-
fen mit aller Unbescheidenheit
sagen, dass es dieser Bericht in
sich hat», sagte er dazu.

Aufgeteilt in fünf Schwer-
punkte hat die Regierung 19
Massnahmen erarbeitet, von
denen sie acht beschlossen und
neun indieVernehmlassungge-
geben hat, da letztere eine Ge-
setzesänderungerfordern.Zwei
Punkte werden noch einer ver-
tiefte Prüfung unterzogen.

Erster Schwerpunkt ist die
Dekarbonisierung der Wärme-

versorgungvonGebäuden.Kon-
kret: Derzeit existieren noch
rund 45000 fossile Heizungen
im Kanton, was einem Anteil
von 82 Prozent entspricht. Bis
2050 soll dieser Anteil bei fast
null Prozent liegen.Deshalb sol-
len neueHeizungen nichtmehr
durch Gas oder Öl betrieben
werdendürfen.Andersals ande-
re Kantone verzichtet man je-
doch auf ein Enddatum der ak-
tuell bestehendenHeizungen.

DieseMassnahmegehtnoch
in die Vernehmlassung. Bereits
beschlossen sinddieFörderung
von Beratungen bei Mehrfami-
lienhäusern, die Förderung von
Zertifikaten fürWärmepumpen
und der Dialog zur Dekarboni-
sierung vonWärmeverbunden.

Gemeindensolleneigene
Energieplanunghaben
Weiter soll mit der Anwendung
aktueller Normen die Energie-
effizienz vonGebäuden verbes-
sertwerden.Ziel ist eineReduk-

tion des Wärmebedarfs um 32
Prozent bis 2050. In einemdrit-
tenSchwerpunktwill dieRegie-
rungdie Solarenergie forcieren.

Dies durch Vorgaben bei Neu-
bauten (in Vernehmlassung)
oder auch die Beschleunigung
des Ausbaus von Photovoltaik-
Anlagen auf kantonseigenen
Bauten (beschlossen).Ebenfalls
forciert werden soll die emis-
sionsarmeMobilität. So siehtdie
Regierung unter anderem vor,
dass esbeiNeubautenVorgaben
für Ladeinfrastrukturen gibt. In
diesem Schwerpunkt müssen
alle Massnahmen in die Ver-
nehmlassung.

Letztlich sieht der Regie-
rungsrat einen Schwerpunkt in
derUnterstützungderGemein-
den in ihrenAufgaben. JedeGe-
meinde soll über eine kommu-
nale Energieplanung verfügen
(Vernehmlassung).KleinereGe-
meinden sollen dabei gemein-
sam planen können. Fest steht
im letzten Schwerpunkt erst,
dassKommunikationsmassnah-
men und Machbarkeitsstudien
gefördert werden. Die von der
RegierungbeschlossenenMass-

nahmentretenam1.Märzdieses
Jahres inKraft.Dieanderenwer-
den nach Abschluss der Ver-
nehmlassung an den Landrat
zur Beratung überwiesen.

Kein«Gegenvorschlag»
zurKlimaschutzinitiative
«Wir sind ambitioniert unter-
wegs und haben uns ehrgeizige
Ziele gesetzt»,meinteReber zu
den verfassten Plänen. Doch
man sei der Meinung, dass sie
vertretbar seien.DerBericht sei
ein wichtiger Bestandteil der
Klimaschutzstrategie.

Ein «Gegenvorschlag» zur
Klimaschutzinitiative, über die
dasBaselbiet am13. Februar ab-
stimmt, seidasPaketnicht.«Mit
den Zielen der Initiative stim-
men wir vollständig überein»,
betonteReber.FürdenWegzum
Ziel sehederRegierungsrat aber
dieMöglichkeiten,diedemKan-
tonzurVerfügungstünden–die-
se habe man in diesem Bericht
nun festgehalten.

«Wirhaben
unsehrgeizige
Zielegesetzt.»

IsaacReber
Regierungsrat (Grüne)

Zugausfällenach
Personenunfall
Dornach AmBahnhofDornach
im Kanton Solothurn ist es am
späteren Mittwochnachmittag
zu einem Personenunfall ge-
kommen.GemässAngabender
SolothurnerKantonspolizei gibt
es keineHinweise auf Drittein-
wirkung. Der Bereich rund um
den Bahnhof wurde grossräu-
mig abgesperrt. Der regionale
Zug- und Tramverkehr war am
Mittwoch infolge des Unfalls
stark beeinträchtigt. (bz)

Euro-Airport
fasstRügeausBern
Fluglärm Das Bundesamt für
ZivilluftfahrtkritisiertdenEuro-
Airport. Für das Jahr 2019 sei
eine deutliche Zunahme der
Lärmbelastung inderNachtver-
zeichnetworden.Damitverbun-
den seiendie Immissionsgrenz-
werte über Schweizer Territo-
rium überschritten worden.
Zwar sei das Niveau in den Jah-
ren 2020/2021 coronabedingt
deutlichunter jenesvon2019zu
liegen gekommen.Dennoch sei
der Euro-Airport angehalten,
Massnahmen zu definieren, die
vor allem eine Einhaltung der
Lärmgrenzwerte zwischen 22
und 24 Uhr sicherstellten,
schreibt das Bundesamt.

Die Verantwortlichen des
Flughafens sind der Meinung,
die Vorgaben aus Bern würden
nun umgesetzt. Denn nächsten
Dienstag tretenzweineueMass-
nahmen in Kraft. So sind Starts
zwischen 23 Uhr und Mitter-
nacht verboten. Zudem dürfen
besonders laute Flugzeuge zwi-
schen 22 Uhr und Mitternacht
sowie5und6Uhrweder starten
noch landen. Damit werde eine
wichtige Etappe der vom Flug-
hafen verfolgten Strategie zur
Lärmreduzierung erreicht.

Allerdings gibt es eine Aus-
nahme: Trifft eine Airline keine
Schuld, dürfen Flugzeuge auch
nach 23 Uhr starten. Ob dies
rechtmässig ist, wird erst im
Nachhinein von der Aufsichts-
behörde beurteilt.

Flughafen rechnetmit
deutlichemWachstum
AmMittwoch hat der Euro-Air-
port zudemdiePassagierzahlen
fürdasvergangene Jahrbekannt
gegeben. Diese sind zwar im
Vergleich zum Jahr 2020, dem
HöhepunktderCoronakrise, um
39Prozent auf 3,6Millionenge-
stiegen.Werden die Zahlenmit
dem Jahr 2019 verglichen, lie-
gen sie noch immer 60 Prozent
darunter. Als Lichtblick können
einzelneWochenenden imSom-
mer bezeichnet werden. So er-
reichtendiePassagierzahlen im-
merhin knapp 80 Prozent des
Niveaus vorderKrise,wieFlug-
hafenchef Matthias Suhr an
einer Videokonferenz sagte.

Für das laufende Jahr rech-
net der Euro-Airport mit deut-
lich höheren Passagierzahlen,
konkret sind6,2Millionenbud-
getiert. Das sind rund 70 Pro-
zentmehr als im letzten Jahr.

Neuer stellvertretender Di-
rektor wird der Franzose Marc
Steuer. Er verfügt über 30 Jahre
Erfahrung in der Aviatik. Der
Abgang seines Vorgängers Fré-
déric Velter war von Nebenge-
räuschen begleitet. (mka)

HausaufgabenfürdieRegierung
Zusätzlich zur Kritik von rechts fordert nun auch die Lehrergewerkschaft Nachbesserungen.

Jonas Hoskyn

«Ich befürworte diese» meinte
der frühere Bildungsdirektor
Christoph Eymann in seinem
Abschiedsinterview mit Blick
aufdie integrativeSchule,«aber
ich bin mir nicht sicher, ob das
Pendelnicht auchmalwieder in
eineandereRichtungausschlägt
– dass wieder mehr separiert
wird.»Fünf Jahre später scheint
sich Eymanns Prognose zu be-
wahrheiten.

Vergangene Woche wurde
eine Initiative lanciert, welche
dieWiedereinführungvonheil-
pädagogisch geführten Förder-
klassen fordert, früher alsKlein-
klassen bekannt. Diese wurden
im Rahmen der integrativen
Schule abgeschafft. Die Klein-
kassen seien fürdieKinder stig-
matisierend und bei der Suche
nach einer Lehrstelle oftmals
einekaumüberwindbareBarrie-
re. Stattdessen sollten Kinder,
die Unterstützung brauchen,
diesegezielt imKlassenverbund
bekommen, indemheilpädago-
gisch ausgebildete Lehrperso-
nen die Klassenlehrerin oder
denKlassenlehrerunterstützen.

PolitischerDruck
vonbeidenSeiten
Nach zehn Jahren ist die integ-
rative Schule in der Realität an-
gekommen. Immer deutlicher
treten Probleme zu Tage, wenn
es um den hehren Gedanken
geht, möglichst allen Kindern
einennormalenBildungswegzu
ermöglichen. Bisher kam der
Druck vor allem von der bil-
dungskonservativen und poli-
tisch rechten Seite. Dort sorgt
mansichumdieLeistungsfähig-
keit der guten Schüler, welche
von den Integrationsschülern
abgelenktwürden.Mittlerweile
wird auch der Druck von links
stärker – also von dort, wo das
Ideal einerGesamtschulehoch-

gehalten wird. Mit einem deut-
lichen Unterschied: Während
die einen das Rad der Zeit zu-
rückdrehen wollen, streben die
anderenVerbesserungen inner-
halb des Systems an.

Die Forderung nach einer
stärkeren Separation ist ein
ständiger Begleiter der integra-
tiven Schule. Bemerkenswert
ist, dass die neue Initiative von
der Freiwilligen Schulsynode
kommt, also von der Gewerk-
schaftderLehrerinnenundLeh-
rer. Das aktuelle «integrative
Einheitsmodell» habe sich zu
wenig bewährt, so die Initian-
ten. «Es gibt dabei zu viele Ver-
lierer.»DerUmstand, dass hin-
ter denForderungendiesesMal
die Lehrergewerkschaft steht,
verleiht demAnliegeneinenan-
deren Stellenwert.

Das Umdenken zeigte sich
vor eineinhalb Jahren auch im
BaslerParlament.WährendFor-
derungen, die eine Rückkehr
zumaltenSystemforderten, lan-

ge Zeit komplett chancenlos
blieben, fand ein Vorstoss zur
Wiedereinführung der Klein-
klasseneinedeutlicheMehrheit.
Die wenigen Gegenstimmen
stammten alle aus der LDP, der
Partei, die seit über zwei Jahr-
zehnten in Basel den Bildungs-
direktor stellt.

Gegenvorschlagwäre
denkbarerAusweg
Dieser wehrte sich denn in
einem ersten Durchgang auch
gegendie Forderung, dieKlein-
klassen wieder einzuführen.
Einerseits gebe es das Angebot
der sonderschulischen Spezial-

angebote,die laufendweiterent-
wickelt und ausgebaut werden.
Diese würden imWesentlichen
den Kleinklassen in anderen
Kantonen entsprechen. Kinder
mit einergeistigenBehinderung
seien in Integrationsklassenbes-
ser aufgehoben. Dazu kommt:
Bei den Kleinklassen brauchte
es früher jeweils das Einver-
ständnis der Eltern, was die Si-
tuation oft erschwerte.

MitBlick aufdieneue Initia-
tive und die hängige Forderung
aus dem Kantonsparlament
muss die Basler Regierung nun
aber über die Bücher. Denn,
wenn die Initiative an die Urne

kommt,dürfte sie guteChancen
haben. Die Linke wird sich hü-
ten, aktiv gegen überlastete
LehrerinnenundLehrer zupoli-
tisieren und die Bürgerlichen
befürworten die Forderung
grossenteils. Der Vorteil: Auf-
grund der vorgängigen Diskus-
sion imParlament sollte dasEr-
ziehungsdepartement bald Lö-
sungsvorschläge auf den Tisch
legenkönnen.EineMöglichkeit
wäre, dass Bildungsdirektor
ConradinCramereinenGegen-
vorschlag erarbeitet, der den
Initianten soweit entgegen
kommt, dass diese ihre Forde-
rungen zurückziehen.

Null Einführungsklassen:
SVP fordert Antworten

Einen ersten Schritt weg vom
Ideal der integrativen Schule
machte das Basler Parlament
bereits vor zwei Jahren mit der
Rückkehr zu den Einführungs-
klassen. In diesen haben Kinder
mit Entwicklungsverzögerungen
zwei Jahre Zeit für den Stoff der
ersten Primarklasse. Während in
Riehen im laufenden Schuljahr
zwei Einführungsklassen gebil-
det wurden, gibt es in Basel bis-
her keine einzige. SVP-Grossrä-
tin Jenny Schweizer will nun mit
einer Interpellation wissen, war-
um das so ist und welche Mög-
lichkeiten die Regierung sieht,
dass dieses Angebot künftig
auch in Basel genutzt wird. (hys)

Der Ansatz, möglichst alle Kinder zu integrieren, stösst an Grenzen. Symbolbild: Christian Beutler/Keystone


